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36. Gesetz vom 22. November 2001, mit dem das Gesetz über die Einhebung einer Wasserleitungsabgabe durch die
Gemeinden geändert wird

37. Gesetz vom 22. November 2001 über den Kulturförderungsbeitrag (Burgenländisches Kulturförderungsbeitragsgesetz)

36. Gesetz vom 22. November 2001, mit dem das Gesetz über die Einhebung einer Wa s s e r l e i t u n g s-
abgabe durch die Gemeinden geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Gesetz über die Einhebung einer Wasserleitungsabgabe durch die Gemeinden, LGBl. Nr. 6/1962, in der

Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 2/1963, 9/1970 und 19/1974, wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Text des § 1 wird mit der Bezeichnung „(1)“ versehen.

2. Dem § 1 Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:
„(2) Die Einhebung der Abgabe gemäß Abs. 1 kann von den Gemeinden, die im Verband mit anderen eine

Wasserleitung errichten (Abs. 1), im Interesse der Zweckmäßigkeit zur Besorgung der Aufgabe durch Ve r o r d-
nung des Gemeinderates an diesen Gemeindeverband übertragen werden.“

3. § 2 Abs. 2 lautet:
„(2) Bei Baulichkeiten, für die Anschlußpflicht besteht, beginnt die Abgabepflicht mit dem Zeitpunkt der

Betriebsfertigstellung des Straßenrohrstranges.“

4. § 3 samt Überschrift lautet:
„III. Anrechnung früherer Leistungen

§ 3
Wurde für eine Baulichkeit bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Betrag entrichtet, der als A b g a-

be im Sinne dieses Gesetzes anzusehen wäre, verringert sich die Abgabe um den bereits bezahlten Betrag
unter Berücksichtigung einer zwischenzeitlich stattgefundenen Tarifänderung. Übersteigt der sich daraus erge-
bende Betrag die Höhe  der von der Gemeinde auf Grund dieses Gesetzes vorgeschriebenen Abgabe, so erfolgt
eine Anrechnung bis zur Höhe dieser A b g a b e n v o r s c h r e i b u n g . “

5. § 4 samt Überschrift lautet:
„ I V. Ausmaß der A b g a b e

§ 4
(1) Die Höhe der Abgabe ergibt sich aus dem Produkt der festgesetzten Wassermenge (Abs. 2) mit dem Ein-

heitssatz (Abs. 3). 
(2) Die festgesetzte Wassermenge ergibt sich auf Grund des für den jeweiligen Anschluß zu ermittelnden Wa s-

serbedarfs. Die Mengenangaben erfolgen nach m3 pro Stunde. Die festzusetzende Wassermenge ist in Men-
genstufen nach den ausgewiesenen Nennbelastungen (Dauerbelastung) der handelsüblichen Wa s s e r z ä h l e r
gemäß ÖNORM B 2535 oder einer an ihre Stelle tretenden Norm festzulegen. 

(3) Der Einheitssatz ist vom Gemeinderat durch Verordnung festzusetzen. Er darf das Doppelte jenes Betra-
ges nicht überschreiten, der sich aus der Teilung der unter Zugrundelegung der im Zeitpunkt der Beschlußfas-
sung für die gesamte Wasserleitungsanlage erforderlichen Baukosten durch die gesamte festgesetzte Wa s s e r-
menge ergibt. Die vom Gemeinderat der Ermittlung des Einheitssatzes zugrundegelegten Baukosten sowie die
Summe der festgesetzten Wassermenge sind öffentlich kundzumachen. Bei Gemeinden, die einem Gemeinde-
verband angehören, ist neben etwaigen anderen Baukosten jener Betrag als Baukostenbeitrag im Sinne dieses
Gesetzes anzusehen, den die Gemeinde selbst an den Verband zu entrichten hat. Dasselbe gilt für Baukosten
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und Beiträge, die zur Errichtung von Wasserleitungsanlagen an andere entrichtet werden, insbesondere an be-
stehende Einrichtungen nach dem Siebenten und dem Achten Abschnitt des Wasserrechtsgesetzes 1959 -
WRG 1959, BGBl. Nr. 215, zuletzt geändert mit BGBl. I Nr. 142/2000.

(4) Unbeschadet der vorstehenden Bestimmungen über die Berechnung der Abgabe dürfen bei Wo h n g e b ä u-
den bis zu zwei Wohnungen maximal 70 % des jeweiligen im Sinne des Abs. 3 errechneten und festgesetzten
Einheitssatzes angewendet werden. Für Anschlüsse, die ausschließlich der Löschwasserversorgung dienen,
wird die Abgabe mit 25 % des errechneten Betrages begrenzt.

(5) Nach jedem Um- und Zubau von Baulichkeiten ist das Ausmaß der Abgabe nach den vorstehenden Be-
stimmungen dann neu zu berechnen, wenn eine Änderung des Wasserbedarfes gegeben ist. Bei der danach
vorzunehmenden Abgabenvorschreibung ist ein früher bezahlter Betrag (§ 3) oder der aufgrund dieses Geset-
zes vorgeschriebene und bereits entrichtete Betrag unter Berücksichtigung einer zwischenzeitlich stattgefunde-
nen Tariferhöhung bis zu einer Höhe der neu zu berechnenden Abgabe abzuziehen.“

6. Dem § 5 Abs. 1 wird folgender zweiter Satz angefügt:
„Ist die Baulichkeit (Gebäude, Betriebe und Anlagen) vermietet oder sonst zum Gebrauch überlassen, so ist

die Entrichtung der Abgabe dem Inhaber (Mieter, Fruchtnießer) vorzuschreiben.“ 

7. § 7 letzter Satz lautet:
„Im Falle der Uneinbringlichkeit tritt an Stelle der Geldstrafe eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wo c h e n . “

8. § 8 lautet:
„§ 8

Das Recht der Gemeinden zur Einhebung von Gebühren für den Bezug von Wasser und für die Benützung von
Wasserzählern auf Grund des § 16 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2001 - FAG 2001, BGBl. I Nr. 3, in
der geltenden Fassung, wird durch dieses Gesetz nicht berührt.“

Artikel II
Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhängigen Abgabenverfahren sind nach den bisher gel-

tenden Vorschriften zu Ende zu führen.

Der Präsident des Landtages: Der Landeshauptmann:
P r i o r N i e ß l

37. Gesetz vom 22. November 2001 über den Kulturförderungsbeitrag (Burgenländisches Kulturför-
d e r u n g s b e i t r a g s g e s e t z )

Der Burgenländische Landtag hat beschlossen:

Gegenstand der A b g a b e
§ 1

Der Betrieb oder die Betriebsbereitschaft einer Rundfunkempfangseinrichtung (§§ 1 und 2 Rundfunkge-
bührengesetz, BGBl. I Nr. 159/1999) im Land Burgenland unterliegt einer ausschließlichen Landesabgabe (Kul-
t u r f ö r d e r u n g s b e i t r a g ) .

Bemessungsgrundlage und Höhe der A b g a b e
§ 2

(1) Bemessungsgrundlage des Kulturförderungsbeitrages sind jene monatlichen Zahlungen (Rundfunkgebühr
und Programmentgelt), die von den abgabepflichtigen Personen auf Grund des Betreibens oder der Betriebs-
bereitschaft einer Rundfunkempfangseinrichtung zu leisten sind. Die Umsatzsteuer und der Kunstförderungs-
beitrag des Bundes gehören nicht zur Bemessungsgrundlage.

(2) Die Höhe der monatlichen Abgabe beträgt 10 % der Bemessungsgrundlage.
(3) Wird die Abgabe in EURO entrichtet, so ist der Abgabenbetrag auf volle zehn Cent auf- oder abzurunden;

dabei sind Restbeträge unter fünf Cent abzurunden und Restbeträge ab fünf Cent aufzurunden. 

Abgabepflicht, Fälligkeit
§ 3

(1) Abgabepflichtig ist, wer zur Entrichtung der Rundfunkgebühren nach dem Rundfunkgebührengesetz,
BGBl. I Nr. 159/1999, verpflichtet ist.
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(2) Der Kulturförderungsbeitrag ist erstmals für den Monat zu entrichten, in dem die Verpflichtung zur Entrich-
tung der Rundfunkgebühren entsteht und letztmalig für den Monat, in dem diese Verpflichtung endet. Er kann
ohne Zustimmung des Abgabepflichtigen für höchstens zwei Monate im Voraus vorgeschrieben werden, wenn
auch die Rundfunkgebühren im Voraus eingehoben werden.

(3) Die Abgabe wird mit Ablauf von zwei Wochen nach Zustellung der Vorschreibung durch die Gebühren Info
Service GmbH fällig. Die Abgabenbehörde kann insbesondere in den Fällen des bargeldlosen Zahlungsverkehrs
mit dem Abgabepflichtigen einen Vertrag über die Art der Einhebung, der Vorschreibung, der Fälligkeit und der
Entrichtung abschließen.

(4) Der Abgabepflichtige hat alle für das Entstehen oder die Endigung der Abgabepflicht wesentlichen Umstän-
de oder jede Änderung dieser Umstände unverzüglich der Gebühren Info Service GmbH mitzuteilen. Eine Mel-
dung nach § 2 Abs. 3 Rundfunkgebührengesetz, BGBl. I Nr. 159/1999, gilt als Mitteilung im Sinne dieser Rege-
lung. § 2 Abs. 5 Rundfunkgebührengesetz, BGBl. I Nr. 159/1999, gilt sinngemäß.

Behörden und Ve r f a h r e n
§ 4

(1) Abgabenbehörde erster Instanz ist die Gebühren Info Service GmbH. Über Berufungen gegen Entschei-
dungen auf Grund dieses Gesetzes entscheidet die Landesregierung, die in Vollziehung dieses Gesetzes auch
sachlich in Betracht kommende Oberbehörde ist.

(2) Die Gebühren Info Service GmbH kann sich zur Durchführung des Inkassos eines Dritten bedienen.
(3) Die Gebühren Info Service GmbH hat den Abgabenertrag vierteljährlich zum 31. März, 30. Juni, 30. Sep-

tember und 31. Dezember eines jeden Jahres abzurechnen und den nach Abzug der Einhebungsvergütung (§ 5
Abs. 2) verbleibenden Abgabenertrag innerhalb eines Monats dem Land Burgenland abzuführen. Die A b r e c h-
nung ist auf Verlangen zu detaillieren. 

(4) Auf das Verfahren zur Erhebung der Abgabe ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AV G ) ,
BGBl. Nr. 51, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 194/1999, anzuwenden. Rückständige Kul-
turförderungsbeiträge sind im Verwaltungswege einzubringen. Zur Deckung des dadurch entstehenden A u f-
wandes kann die Gebühren Info Service GmbH einen Säumniszuschlag von 10 % des rückständigen A b g a-
benbetrages vorschreiben. Die Gebühren Info Service GmbH ist zur Ausstellung von Rückstandsausweisen
b e r e c h t i g t .

Z w e c k w i d m u n g
§ 5

(1) Der Ertrag des Kulturförderungsbeitrages ist zur finanziellen Unterstützung von Unternehmungen, Einrich-
tungen und Betätigungen auf kulturellem Gebiet und für den Betrieb von Kultur- und Bildungszentren und von
Festspielen zu verwenden.

(2) Von den eingebrachten Kulturförderungsbeiträgen sind 1,5 % zur Deckung des Aufwandes der Berufungs-
behörde zu verwenden. Die Gebühren Info Service GmbH erhält 2,5% der vereinnahmten Abgabenbeträge als
Vergütung für den ihr nach diesem Gesetz entstehenden Aufwand. Der Vergütungsbetrag kann von der
Gebühren Info Service GmbH von den vereinnahmten Abgabenbeträgen einbehalten werden und enthält bereits
eine allfällige Umsatzsteuer.

S c h l u s s b e s t i m m u n g
§ 6

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 2000 in Kraft. 
(2) Das Bgld. Kulturschillinggesetz, LGBl. Nr. 18/1979, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1999 außer Kraft. 
(3) Wird die Abgabe in Schilling entrichtet, so ist bis zum 31. Dezember 2001 der Abgabenbetrag auf einen

vollen Schillingbetrag auf- oder abzurunden. Dabei sind Restbeträge bis einschließlich 50 Groschen abzurun-
den und Restbeträge über 50 Groschen aufzurunden.

Der Präsident des Landtages: Der Landeshauptmann:
P r i o r N i e ß l
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